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UNO Organisation der Vereinten Nationen
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
BAG Bundesamt für Gesundheit

ONU Organisation des Nations unies
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
OFSP Office fédéral de la santé publique
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Diskussionslos und im Einvernehmen mit dem Bundesrat überwiesen beide
Parlamentskammern eine Motion der CVP-Fraktion, welche eine regelmässige
Überprüfung der Medikamentenpreise der Originalpräparate nach Patentablauf sowie
der Generika verlangt. 1

MOTION
DATUM: 17.06.2005
MARIANNE BENTELI

Mit zwei Motionen wollte die CVP-Fraktion Einfluss auf die Medikamentenkosten
nehmen. Sie beantragte einerseits (Mo. 05.3015), die Spezialitätenliste sei dahingehend
abzuändern, dass die obligatorische Krankenversicherung nicht mehr verpflichtet sei,
Heilmittel für Bagatellerkrankungen abzugelten. Der Bundesrat erklärte dazu, die
Positivliste der krankenkassenpflichtigen Medikamente werde momentan vom BAG
kritisch durchleuchtet; der Begriff der geringfügigen gesundheitlichen Störung sei aber
zu ungenau und eigne sich nicht für eine Abgrenzung. Der Nationalrat nahm die Motion
dennoch mit 104 zu 71 Stimmen an. Der Ständerat schloss sich dann der Argumentation
des Bundesrates an und lehnte sie diskussionslos ab. Andererseits berief sich die CVP
auf zwei Standesinitiativen der Kantone Genf und Wallis, welche der Ständerat im
Vorjahr zwar definitiv abgeschrieben, in deren Anschluss er aber eine vom Nationalrat
noch nicht behandelte Motion angenommen hatte, welche den Bundesrat beauftragt,
eine Regelung vorzuschlagen, die Klarheit schafft über die Transparenz und das
zulässige Ausmass von Rabatten, die im Rahmen der Verschreibung und Abgabe von
Arzneimitteln und Medizinprodukten gewährt werden. Während der Auftrag des
Ständerates allgemein formuliert ist, gibt die CVP-Motion verbindliche Leitlinien vor.
Aus diesem Grund beantragte der Bundesrat Ablehnung, weil er abwarten möchte, wie
sich die Praxis entwickelt, konnte sich aber nicht gegen den Nationalrat durchsetzen,
der mit 95 zu 60 Stimmen der Meinung war, hier müsse rasch gehandelt werden. 2

MOTION
DATUM: 19.03.2007
MARIANNE BENTELI

Die Medikamentenkosten waren auch dieses Jahr wieder ein Thema im Parlament.
Einerseits behandelte der Nationalrat eine Motion der Kommission des Ständerates,
welche im Anschluss an die Ablehnung von zwei Standesinitiativen der Kantone Genf
und Wallis entstanden war. Diese beauftragte den Bundesrat, eine Regelung
vorzuschlagen, welche Klarheit schafft über die Transparenz und das zulässige Ausmass
von Rabatten, die im Rahmen der Verschreibung und Abgabe von Arzneimitteln und
Medizinprodukten gewährt werden. Die Motion, welche der Ständerat bereits im Jahr
2006 angenommen hatte, fand auch im Nationalrat Anklang und wurde hier ebenfalls
angenommen. Der Ständerat seinerseits überwies die im Vorjahr vom Nationalrat gut
geheissene Motion der CVP (Mo. 05.3016) für mehr Transparenz bei der Verschreibung
von Arzneimitteln. 3

MOTION
DATUM: 11.12.2008
LINDA ROHRER

Aus einem im Nationalrat überwiesenen Postulat der CVP-EVP-Fraktion erhielt der
Bundesrat im Herbst 2014 den Auftrag, Bericht über die Medikamentenverschwendung
zu erstatten. Dabei steht unter anderem eine Kostenschätzung im Zentrum. Zahlreiche
Medikamente werden jährlich von den Krankenkassen bezahlt, jedoch von den
Patientinnen und Patienten nicht eingenommen, sondern weggeworfen. Die Menge
derjenigen Medikamente, die nicht im Abfall landen, jedoch bei Abgabestellen oder
Apotheken zurückgegeben werden, sollte abgeschätzt werden und deren Kosten
beziffert werden. Weiter fordert die Fraktion eine Abschätzung des Volumens
derjenigen Medikamente, die tatsächlich weggeworfen werden. Entsprechend der
vermuteten Erkenntnisse solle die Regierung in der Folge aufzeigen, welche
Massnahmen zu ergreifen seien, um diesen Überkonsum einzudämmen. Vorgeschlagen
wurden die Einführung kleinerer Medikamentenpackungen sowie eine längere
Haltbarkeitsangabe auf denselben. Der Bundesrat hatte in seiner Reaktion die Kosten
bereits umreissen können. Gemäss Santésuisse belaufen sich diese auf jährlich rund
CHF 500 Mio. Der Bundesrat sei ebenso wie die Fraktion bestrebt, den Einsatz von
Arzneimitteln effizient zu halten und Abfälle möglichst zu vermeiden. Ähnliche Aspekte
waren bereits in zahlreichen anderen parlamentarischen Vorstössen behandelt worden,

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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weswegen nicht mehr als ein Kurzbericht im Sinne einer Übersicht über den Stand der
Arbeiten zur Verminderung der Medikamentenabfälle in Aussicht gestellt wurde. 4

Suchtmittel

Im März 1992 gab der Bundesrat die Unterlagen für die Ratifizierung von drei UNO-
Drogenkonventionen in die Vernehmlassung. Während der Beitritt zum Psychotropen-
Abkommen von 1971 und zum Zusatzprotokoll von 1972 zum Einheitsübereinkommen von
1961 kaum bestritten war, schieden sich die Geister an der Wiener Konvention von 1988,
welche aufgrund ihrer repressiven Grundhaltung jeden liberalen Ansatz in der
Drogenpolitik verunmöglichen würde. Der Bundesrat schloss deshalb nicht mehr aus,
die Auswirkungen dieses Abkommens auf die Schweiz allenfalls mit einer auslegenden
Erklärung abzuschwächen. Dennoch lehnten FDP, SP und GPS sowie mehrere Kantone
und der Städteverband eine Ratifikation ab, da sie zu einem ungünstigen Zeitpunkt
erfolge und falsche Signale setze. CVP und SVP stimmten dem Beitritt aus Gründen der
internationalen Solidarität zu, votierten aber für verschiedene Vorbehalte. 5

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.03.1992
MARIANNE BENTELI

In der Wintersession 1993 reichte die CVP-Fraktion eine Motion ein mit der Forderung,
möglichst rasch ein Suchtpräventionsgesetz auszuarbeiten. Ziel ist eine
gesamtschweizerische Koordination der Massnahmen zur Bekämpfung illegaler Drogen
und gegen den Missbrauch von Medikamenten, Alkohol und Tabak. Zur Finanzierung der
Präventionsmassnahmen sollen konfiszierte Drogengelder verwendet werden. 6

MOTION
DATUM: 15.10.1993
MARIANNE BENTELI
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